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Dr. Michael Stulz-Herrnstadt und Christoph Engelmann, Hamburg*

Das neue Geldwäschegesetz – Auswirkungen für die Glücksspiel-
branche

I. Überblick

Das am 26. Juni 2017 in Kraft getretene „Gesetz zur Umset-
zung der Vierten EU-Geldwäscherichtlinie, zur Ausführung
der EU-Geldtransferverordnung und zur Neuorganisation
der Zentralstelle für Finanztransaktionsuntersuchungen“1

enthält in seinem Kern eine Neufassung des „Gesetzes über
das Aufspüren von Gewinnen aus schweren Straftaten“ –
das sog. Geldwäschegesetz (GwG). Dieses neue Geldwä-
schegesetz setzt in Deutschland die 4. Geldwäscherichtli-
nie2 um, die Vorgaben für die nationale Gesetzgebung zur
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* Auf Seite III erfahren Sie mehr über die Autoren.
1 BGBl. I S.1822 ff.
2 Richtlinie (EU) 2015/849 des Europäischen Parlaments und des Rates

vom 20.5.2015 zur Verhinderung der Nutzung des Finanzsystems zum
Zwecke der Geldwäsche und der Terrorismusfinanzierung, zur Ände-
rung der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments
und des Rates und zur Aufhebung der Richtlinie 2005/60/EG des
Europäischen Parlaments und des Rates und der Richtlinie 2006/70/
EG der Kommission (ABl. L 141/73). Diese 4. Geldwäscherichtlinie
hebt die 3. Geldwäscherichtlinie (Richtlinie 2005/60/EG) auf und
passt die europäischen Regelungen an die 2012 überarbeiteten Emp-
fehlungen der Financial Action Task Force (FATF) an.



Verhinderung der Geldwäsche und der Terrorismusfinan-
zierung anpasst und erweitert. Schwerpunkt der Neurege-
lung ist u. a. die Stärkung des risikobasierten Ansatzes, die
Einrichtung eines elektronischen Transparenzregisters, eine
Harmonisierung der Bußgeldbewehrung sowie die Einrich-
tung der Zentralstelle für Finanztransaktionsuntersuchun-
gen, die geldwäscherechtliche Meldungen entgegennimmt,
analysiert und bei einem Verdacht auf Geldwäsche oder
Terrorismusfinanzierung an die zuständigen öffentlichen
Stellen weiterleitet.3 Dazu wird das bisherige Geldwäsche-
gesetz neu gefasst und weitere Gesetze werden angepasst.

Die sich aus dem Gesetz ergebenden Pflichten zur Bekämp-
fung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung zielen
auf zahlreiche Branchen aus Industrie und Handel ab wie
beispielsweise Versicherungsunternehmen oder Güter-
händler – allen voran aber die Glücksspielbranche.4 Inso-
weit enthält das neue Geldwäschegesetz wesentliche Ände-
rungen für Glücksspielanbieter, beginnend bei einer Neu-
fassung des Kreises der geldwäscherechtlichen Normadres-
saten, über Änderungen bei den geldwäscherechtlichen
Pflichten bis hin zu einer strengeren Sanktionierung mit
Bußgeldern. Die wesentlichen Auswirkungen für die
Glücksspielbranche werden im Folgenden näher betrachtet.

II. Kreis der Normadressaten

Während sich das ursprüngliche Geldwäschegesetz aus dem
Jahr 1993 im Glücksspielsektor nur an Spielbanken richte-
te,5 wurde im Jahr 2013 aufgrund der 3. Geldwäschericht-
linie mit dem Gesetz zur Ergänzung des Geldwäschegeset-
zes eine Erweiterung der Normadressaten (sog. Verpflich-
tete) auf Veranstalter und Vermittler von Glücksspielen im
Internet vorgenommen.6 Damit waren aus dem Glücksspiel-
bereich bisher nur Spielbanken und Online-Glücksspielan-
bieter geldwäscherechtlich Verpflichtete. Die 4. Geldwä-
scherichtlinie sieht demgegenüber eine zusätzliche Erwei-
terung des Verpflichtetenkreises vor, indem der Anwen-
dungsbereich vom Onlineglücksspiel auf sämtliche
Anbieter, sowohl online als auch offline, erstreckt wird.7

Art. 2 Abs. 2 der Richtlinie eröffnet jedoch eine Ausnahme-
möglichkeit. Danach können die Mitgliedstaaten nach einer
angemessenen Risikobewertung beschließen, Anbieter von
bestimmten Glücksspieldiensten ganz oder teilweise von
der Anwendung nationaler Vorschriften zur Umsetzung
der Richtlinie auszunehmen, wenn das von der Art und
gegebenenfalls vom Umfang der Tätigkeiten solcher
Dienstleister ausgehende Risiko nachgewiesenermaßen ge-
ring ist. Die Ausnahmen sind der Kommission zusammen
mit einer Begründung auf Basis der jeweiligen Risikobe-
wertung mitzuteilen (Art. 2 Abs. 2 S. 4). Ausgeschlossen
von dieser Ausnahmemöglichkeit sind indes Spielbanken.

Im neuen Geldwäschegesetz werden diese Vorgaben für
Glücksspielanbieter in § 2 Abs.1 Nr.15 umgesetzt.

1. Grundsatz: Veranstalter und Vermittler von Glücks-
spielen

Nach § 2 Abs.1 Nr.15 GwG sind nunmehr Verpflichtete im
Sinne des Geldwäschegesetzes sämtliche Veranstalter und
Vermittler von Glücksspielen, soweit sie in Ausübung ihres
Gewerbes oder Berufs handeln und soweit es sich nicht
handelt um

a) Betreiber von Geldspielgeräten nach § 33c der Gewer-
beordnung (GewO),

b) Vereine, die das Unternehmen eines Totalisatoren nach
§ 1 des Rennwett- und Lotteriegesetzes betreiben,

c) Lotterien, die nicht im Internet veranstaltet werden und
für die die Veranstalter und Vermittler über eine staat-
liche Erlaubnis der in Deutschland jeweils zuständigen
Behörde verfügen sowie

d) Soziallotterien.

Damit ist die vorherige Unterscheidung von Spielbanken
(§ 2 Abs.1 Nr. 11 GwG a. F.) und Veranstaltern und Vermitt-
lern von Glücksspielen im Internet (§ 2 Abs.1 Nr.12 GwG
a. F.) aufgegeben. Vielmehr soll im Rahmen der Umsetzung
der 4. Geldwäscherichtlinie der Glücksspielbereich nun –
vorbehaltlich der normierten Ausnahmen – „in seiner Gän-
ze“ in den nationalen Gesetzen zur Geldwäscheprävention
erfasst werden.8

Dabei enthält das neue Geldwäschegesetz weiterhin keine
Definition der Veranstalter- und Vermittlereigenschaft,9 al-
lerdings ist in § 1 Abs. 8 GwG nun das Glücksspiel eigen-
ständig definiert. Danach ist Glücksspiel im Sinne des Ge-
setzes jedes Spiel, bei dem ein Spieler für den Erwerb einer
Gewinnchance ein Entgelt entrichtet und der Eintritt von
Gewinn oder Verlust ganz oder überwiegend vom Zufall
abhängt. Im Gesetzgebungsverfahren hatte der Bundesrat
zu Recht kritisiert, dass diese Definition nicht identisch mit
der in § 3 Abs.1 S.1 GlüStV ist und für einen Gleichklang
beider Rechtsbereiche und mithin eine wortgleiche Defini-
tion ohne Abweichungen zum Glücksspielstaatsvertrag ge-
worben.10 Die Bundesregierung hat eine solche wortgleiche
Formulierung jedoch unter Hinweis darauf abgelehnt, dass
es sich beim Glücksspielstaatsvertrag nicht um Bundesrecht
handle und Auslegungsschwierigkeiten aufgrund der ab-
weichenden Definition nicht erkennbar seien.11 Ob letztere
Annahme wirklich berechtigt ist, wird erst die Zukunft zei-
gen (können), Zweifel sind angesichts der Erfahrungen zum
glücksspielrechtlichen Begriff, gerade im Hinblick auf die
im Einzelnen komplexe Abgrenzung zum bloßen Gewinn-
spiel gleichwohl angebracht. Dies gilt umso mehr als der
GwG-Gesetzgeber mit seiner weiten geldwäscherechtlichen
Definition sämtliche Ausführungsformen erfassen will.12

2. Erweiterung auf nicht zugelassene Anbieter

Was auf den ersten Blick nicht sofort ins Auge springt, nach
dem Willen des Gesetzgebers jedoch mit der neuen Defini-
tion des Begriffs „Glücksspiel“ verbunden sein soll, ist eine
zusätzliche Ausweitung des Anwendungsbereichs des
Geldwäschegesetzes. Während das alte Geldwäschegesetz

476 ZfWG 6/17 Stulz-Herrnstadt/Engelmann, Das neue Geldwäschegesetz – Auswirkungen für die Glücksspielbranche

3 Einen Überblick über die Änderungen in der Entwurfsfassung des
Gesetzes geben Zentes/Glaab, BB 2017, 67 sowie Glos/Hildner/Gla-
sow, CCZ 2017, 83.

4 Siehe bereits der Artikel der Autoren in der FAZ vom 28.6.2017, S.16.
5 Siehe § 3 Abs. 1 des Geldwäschegesetzes vom 25.10.1993, BGBl. I

1993, S.1770 ff.
6 Siehe § 2 Abs.1 Nr.12 des Geldwäschegesetzes vom 18.2.2013, BGBl. I

2013, 268; zum damit neu eingeführten Identifizierungserfordernis
Brugger/Häberling, ZfWG 2013, 11.

7 Zum Umsetzungsbedarf durch die Richtlinie Ruttig, ZfWG 2016, 185
sowie Ennuschat, ZfWG 2016, Beilage Heft 5, 10.

8 BT-Drs. 18/11555, S.102.
9 Auch in § 1 Abs. 5 GwG a. F. waren nur „Glücksspiele im Internet“

definiert.
10 BT-Drs. 18/11928, S. 2.
11 BT-Drs. 18/11928, S. 32.
12 BT-Drs. 18/11555, S.102.



nur auf in Deutschland zugelassene Anbieter anwendbar
war,13 will das neue Geldwäschegesetz sämtliche Anbieter
erfassen – und zwar unabhängig davon, ob sie über eine
entsprechende nationale Erlaubnis verfügen. Die Gesetzes-
begründung führt dazu aus: „Geldwäscherechtlich Ver-
pflichtete im Glücksspielbereich sind künftig sowohl alle
unter den Glücksspielstaatsvertrag fallenden Glücksspiele
als auch solche, die über keine entsprechende staatliche
Erlaubnis verfügen.“14 Damit werden die geldwäscherecht-
lichen Vorgaben nicht nur auch auf alle terrestrischen An-
bieter (zuvor nur Spielbanken und Online-Glücksspielan-
bieter) erstreckt, sondern auch auf alles nichterlaubte oder
geduldete Glücksspiel.

3. Anwendung auf Anbieter ohne Niederlassung in
Deutschland?

Da das neue Geldwäschegesetz nicht nur für in Deutschland
zugelassene Anbieter, sondern für sämtliche Anbieter gel-
ten soll, stellt sich in diesem Zusammenhang die Frage, ob
sich der Anwendungsbereich des neuen Geldwäschegeset-
zes auch auf Anbieter erstreckt, die keine Niederlassung
oder Zweigstelle in Deutschland haben, namentlich etwa
ein Glücksspielanbieter mit (ausschließlichem) Sitz und
Glücksspielzulassung in Malta.15 Diese Frage ist auch des-
halb relevant, weil bei der Regelung des Verpflichtetenkrei-
ses in § 2 Abs.1 GwG bei anderen geldwäscherechtlich Ver-
pflichteten weiterhin explizit territoriale Inlandsanknüp-
fungen normiert werden,16 bei den glücksspielrechtlich
Verpflichteten eine solche Bezugnahme jedenfalls in § 2
Abs.1 Nr. 15 GwG aber fehlt.

Nach Kenntnis der Autoren gehen derzeit zumindest einige
deutsche Glücksspielaufsichtsbehörden, die nach § 50 Nr. 8
GwG die geldwäscherechtliche Aufsicht über Glücksspiel-
anbieter ausüben, davon aus, dass für die Eröffnung des
Anwendungsbereichs des deutschen Geldwäschegesetzes
ein Sitz oder eine Niederlassung in Deutschland nicht er-
forderlich ist, sondern im Ergebnis – ähnlich § 3 Abs. 4
GlüStV – allein auf die Teilnahmemöglichkeit in Deutsch-
land abzustellen sei. Dieses Ergebnis ist jedoch nicht zwin-
gend. Wie Koenig bereits überzeugend dargelegt hat, ent-
hält nicht nur die 4. Geldwäscherichtlinie in Erwägungs-
grund 52, sondern auch das neue Geldwäschegesetz in § 9
Abs. 2 GwG Hinweise auf die entsprechende Anerkennung
des Herkunftslandprinzips auch im Glücksspielsektor.17

Sollte es deshalb zu geldwäscherechtlichen Aufsichtsmaß-
nahmen deutscher Behörden z. B. gegenüber grenzüber-
schreitenden Glücksspielangeboten im Sinne o. g. Beispiels
kommen, bedarf es keiner großen Phantasie, dass auch die-
se Frage abschließend erst durch die nationalen Gerichte
geklärt werden wird.

4. Ausnahmen

Angesichts der vorstehend dargestellten Erweiterung des
Anwendungsbereichs erlangen die in § 2 Abs.1 Nr.15 lit. a)
bis d) GwG normierten Ausnahmen vom Verpflichteten-
kreis umso größere Bedeutung für Glücksspielanbieter.
Der Gesetzgeber hat dort Ausnahmen vom Anwendungs-
bereich vorgesehen, wo er bei bestimmten Glücksspieltypen
kein oder nur ein sehr geringes Geldwäscherisiko erkennt
(„risk based approach“).

a) Betreiber von Geldspielgeräten

§ 2 Abs.1 Nr.15 lit. a) GwG nimmt Betreiber von Geldspiel-
geräten nach § 33c der Gewerbeordnung vom Anwen-
dungsbereich des Geldwäschegesetzes aus. Gemeint sind
damit insbesondere Betreiber von Geldspielgeräten in Gast-
stätten und Spielhallen (vgl. § 1 SpielVO). Nicht unter diese
Ausnahme fallen jedoch Glücksspielautomaten in Spiel-
banken (vgl. § 33h Nr. 1 GewO). Spielbanken sind damit
auch weiterhin Verpflichtete im Sinne des Geldwäschege-
setzes.
Diese Ausnahme beruht auf der Annahme des Gesetzge-
bers, dass aufgrund der gesetzlichen Vorgaben an diese
Geldspielgeräte, der geringe Einsatzhöhe und der niedrigen
Gewinnhöhe im einstelligen Eurobereich jedenfalls auf
Spielerseite als dem regelungssystematischen Ansatzpunkt
der Geldwäscheprävention nur ein sehr geringes Geldwä-
scherisiko besteht.18 Der Bundesrat hatte demgegenüber ur-
sprünglich gefordert, diese Ausnahme aus dem Gesetz zu
streichen, da er u. a. wegen der anonymen Teilnahmemög-
lichkeit und der Auszahlungsquote von etwa 85 Prozent
von einem erhöhten Geldwäscherisiko ausging.19 Dem hat
die Bundesregierung jedoch unter Hinweis auf das ihrer
Ansicht nach sehr geringe Geldwäscherisiko eine Absage
erteilt20 und das Gesetz ist nach der Zustimmung sowohl
von Bundestag und Bundesrat in der ursprünglichen Fas-
sung in Kraft getreten.

b) Rennvereine
Nach § 2 Abs.1 Nr.15 lit. b) GwG sind ferner Vereine, die
das Unternehmen eines Totalisatoren nach § 1 des Renn-
wett- und Lotteriegesetzes (RennwLottG) betreiben keine
geldwäscherechtlich Verpflichteten. Durch die Einschrän-
kung auf Anbieter nach § 1 RennwLottG fallen unter diese
Ausnahme nur Rennvereine als Anbieter von Pferdewetten.
Buchmacher bzw. Wettbüros nach § 2 RennwLottG, die die
Teilnahme an Pferdewetten vertreiben oder vermitteln, sind
davon nicht erfasst. Die Ausnahme hält der Gesetzgeber für
gerechtfertigt, da die Rennvereine die erzielten Einnahmen
ausschließlich zum Besten der Landespferdezucht verwen-
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13 BT-Drs. 17/10745, S. 2 sprach insofern von einer „Erweiterung des
Verpflichtetenkreises um die künftig in Deutschland legal operieren-
den Veranstalter und Vermittler von Glücksspielen im Internet“; siehe
auch Streinz/Liesching/Hambach, Glücks- und Gewinnspielrecht in
den Medien, 2014, Vorb. GwG Rn. 2.

14 BT-Drs. 18/11555, S.102.
15 Vgl. ausführlich zu dieser Frage der Umsetzung der 4. Geldwäsche-

richtlinie in Bezug auf grenzüberschreitende Glücksspieldienstleis-
tungen: Koenig, ZfWG 2017, 214 ff.

16 Siehe nur § 2 Abs.1 Nr.1 bis 3 GwG für Kredit-, Finanzdienstleis-
tungs- und Zahlungsinstitute und die dortigen Bezüge auf „im Inland
gelegene Zweigstellen und Zweigniederlassungen“.

17 Siehe ausführlich dazu Koenig, ZfWG 2017, 214 ff., der auch eine
Rechtfertigung eines grundsätzlich möglichen strengeren Schutzni-
veaus im Zielmitgliedstaat in Abweichung vom Herkunftslandprinzip
und damit eine Beschränkung der Dienstleistungsfreiheit nach Art. 56
AEUV nach aktuellem wissenschaftlichem Erkenntnisstand nicht für
darleg- bzw. nachweisbar erachtet; im Ergebnis wohl a. A. Ennuschat,
ZfWG 2016, Beilage Heft 5, 10, 13, der im Hinblick auf die 4. Geld-
wäscherichtlinie von der Zuständigkeit der inländischen Geldwäsche-
aufsicht auf den inländischen Teil der Online-Tätigkeit ausländischer
Anbieter ausgeht.

18 BT-Drs. 18/11555, S.107. Der Gesetzgeber verweist u. a. darauf, dass
gem. der SpielVO der Einsatz pro Spiel grundsätzlich auf 0,20 Euro
und der Höchstgewinn auf 2 Euro pro Spiel begrenzt ist, pro Stunde
maximal 400 Euro gewonnen werden dürfen, die Geldannahme der
Geräte auf 10 Euro begrenzt und eine Kartenzahlung nicht zugelassen
ist.

19 BT-Drs. 18/11928, S. 5 f.
20 BT-Drs. 18/11928, S. 33 f.



den und das Geldwäscherisiko bei Pferdewetten von Renn-
vereinen aufgrund der Höhe der Wetteinsätze und der ma-
thematischen Eigenart von Totalisatorwetten nur gering
ist.21 Auch diese Ausnahme wollte der Bundesrat streichen
lassen und so eine Gleichbehandlung mit Sportwetten her-
beiführen.22 Die Bundesregierung hat jedoch auch das ab-
gelehnt, da durch die Ausnahme nur ein sehr eng begrenz-
ter Bereich der Pferdewetten erfasst ist.23

c) Staatliche Lotterien
Weiter sind nach § 2 Abs. 1 Nr.15 lit. c) GwG Lotterien
vom Anwendungsbereich befreit, die nicht im Internet
veranstaltet werden und für die die Veranstalter und Ver-
mittler über eine staatliche Erlaubnis der in Deutschland
jeweils zuständigen Behörde verfügen. Umfasst sind die
Lotterien der Landeslotterien des Deutschen Lotto- und
Totoblocks, die Klassenlotterien der Gemeinsamen Klas-
senlotterien der Länder sowie die Gewinnsparlotterien im
Sinne des dritten Abschnitts des Glücksspielstaatsvertra-
ges. Bei diesen Lotterien sieht der Gesetzgeber nur ein sehr
geringes Geldwäscherisiko. Maßgeblich für diese Bewer-
tung sind – wie in der Gesetzesbegründung ausgeführt –
die geringe Gewinnwahrscheinlichkeit (z. B. bei „Lotto 6
aus 49“: rd. 1:140.000.000), der vergleichsweise lang dau-
ernde Spielturnus (Lottoziehungen finden derzeit zwei Mal
in der Woche statt) und die geringe Auszahlungsquote (bis
zu max. 50 Prozent).24

Von dieser Ausnahme erfasst sind jetzt nicht nur die Ver-
anstalter und Lotto-Annahmestellen, sondern auch die ge-
werblichen Spielvermittler dieser staatlichen Lotterien –
und zwar unabhängig von der Vertriebsform. In der ur-
sprünglichen Entwurfsfassung des Gesetzes waren hinge-
gen nur das Angebot und der Vertrieb außerhalb des Inter-
nets von der Ausnahme erfasst.25 Die Ausnahme wurde
jedoch nach einer öffentlichen Anhörung,26 inhaltlich er-
weitert. Auch bei der Spielmöglichkeit über das Internet
hält der Gesetzgeber das Geldwäscherisiko für gering, da
sich an der Veranstaltung der staatlichen Lotterien und da-
mit an dem Geldwäscherisiko nichts ändert, wenn sie z. B.
im Internet über gewerbliche Spielvermittler vertrieben
werden. Zudem sieht der Glücksspielstaatsvertrag bei einer
Teilnahme über das Internet weitere Beschränkungen wie
die Begrenzung des Spieleinsatzes auf monatlich höchstens
1000 Euro sowie zusätzliche Verfahren zur Spieleridentifi-
zierung und -authentifizierung vor,27 sodass nunmehr auch
der Online-Vertrieb von Lotterien aus dem Anwendungs-
bereich des Geldwäschegesetzes ausgenommen wurde.28

d) Soziallotterien
Die abschließend genannte Ausnahme sind nach § 2 Abs.1
Nr.15 lit. d) GwG Soziallotterien. Auch Soziallotterien wer-
den umfassend, also auch bei Teilnahme im Internet, aus
dem Anwendungsbereich herausgenommen. Der Begriff
der Soziallotterien ist weder im Geldwäschegesetz noch in
anderen Gesetzen definiert. Es darf jedoch davon ausge-
gangen werden, dass damit sogenannte „Lotterien mit ge-
ringerem Gefährdungspotential“ im Sinne des dritten Ab-
schnitts des Glücksspielstaatsvertrags (§§ 12 bis 18 GlüStV)
gemeint sind. Besonderheit dieser Lotterien ist, dass sie ab-
weichend vom grundsätzlichen staatlichen Lotteriemono-
pol auch von Privaten veranstaltet werden dürfen (§ 10
Abs. 6 GlüStV), die allerdings ausschließlich gemeinnützig
tätig werden (§ 14 Abs.1 S.1 Nr.1 GlüStV und § 18 Nr. 2
GlüStV). Genau hierauf weist auch die Gesetzesbegründung

hin.29 Auch Soziallotterien haben nach Ansicht des Gesetz-
gebers – wie die staatlichen Lotterien – nur ein geringes
Geldwäscherisiko.30 Ausweislich der Gesetzbegründung
sollen nach dieser Vorschrift nur Soziallotterien selbst er-
fasst werden, nicht hingegen Wetten auf den Ausgang von
Soziallotterien.31

III. Materielle Vorgaben

Wer als Glücksspielanbieter weiterhin oder erstmalig den
geldwäscherechtlichen Vorgaben unterliegt, wird in der
Praxis einige Neuheiten zu beachten haben. Gleichwohl
bleiben aber Kern der geldwäscherechtlichen Sorgfalts-
pflichten die „Know Your Customer“-Maßnahmen.

1. Risikomanagement

Die allgemeinen geldwäscherechtlichen Vorgaben zum Ri-
sikomanagement nach dem „risk based approach“ wie Ri-
sikoanalyse (§ 5 GwG), interne Sicherungsmaßnahmen (§ 6
GwG), Bestellung eines Geldwäschebeauftragten (§ 7 GwG),
Aufzeichnungs- und Aufbewahrungspflichten (§ 8 GwG)
und gruppenweite Pflichten (§ 9 GwG) gelten auch für die
verpflichteten Glücksspielanbieter.32

Nach § 6 Abs. 4 GwG haben verpflichtete Glücksspielanbie-
ter Datenverarbeitungssysteme zu betreiben und zu aktua-
lisieren, mittels derer sie in der Lage sind, sowohl Ge-
schäftsbeziehungen als auch einzelne Transaktionen im
Spielbetrieb und über ein Spielerkonto zu erkennen, die
zweifelhaft oder ungewöhnlich anzusehen sind aufgrund
des öffentlich verfügbaren oder im Unternehmen verfüg-
baren Erfahrungswissens über die Methoden der Geldwä-
sche und der Terrorismusfinanzierung. Diese interne Si-
cherheitsmaßnahme dient der Transparenz der Zahlungs-
ströme und insbesondere der Erkennung zweifelhafter
Transaktionen.33 Auf Anregung des Bundesrates34 wurde
Satz 3 hinzugefügt, wonach die Aufsichtsbehörde Kriterien
bestimmen kann, bei deren Erfüllung die Glücksspielanbie-
ter von dieser Vorgabe absehen können. Damit gibt es für
Glücksspielanbieter, anders als für andere Verpflichtete, für
die nach § 6 Abs. 9 GwG allenfalls reduzierte Anforderun-
gen an die Datenverarbeitungssysteme zugelassen werden
können, eine vollständige Befreiungsmöglichkeit. Die Be-
freiungskriterien sollen jedoch klar definiert werden35 und
die Bundesregierung erwartet idealerweise eine Abstim-
mung der Aufsichtsbehörden untereinander.36
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21 BT-Drs. 18/11555, S.106 f. Der Gesetzgeber verweist u. a. darauf, dass
Rennvereine Pferderennen teilweise nur an einem Wochenende und
höchstens 50 Mal im Jahr veranstalten, dass die erwerbbaren Wett-
scheine in der Regel einen Betrag im einstelligen Eurobereich aus-
weisen und auch eine Kumulation aufgrund der Besonderheiten einer
Totalisatorwette zu einer geringeren Gewinnquote führt.

22 BT-Drs. 18/11928, S. 7 f.
23 BT-Drs. 18/11928, S. 34.
24 BT-Drs. 18/11555, S.107.
25 BT-Drs. 18/11555, S.14, 107.
26 BT-Drs. 18/12405, S.173.
27 Siehe § 4 Abs. 5 GlüStV.
28 BT-Drs. 18/12405, S.185.
29 BT-Drs. 18/11555, S.107.
30 BT-Drs. 18/11555, S.107.
31 BT-Drs. 18/11555, S.107.
32 Vgl. zu den Auswirkungen des risikobasierten Ansatzes auf die ein-

zelnen Pflichten von Drathen/Moelgen, WPg 2017, 955.
33 BT-Drs. 18/11555, S.111.
34 BT-Drs. 18/11928, S. 8 f.
35 BT-Drs. 18/12405, S.185.
36 BT-Drs. 18/11928, S. 34.



Auch von der Pflicht zur Bestellung eines Geldwäschebe-
auftragten besteht nach § 7 Abs. 2 GwG eine Befreiungs-
möglichkeit durch die Aufsichtsbehörde. Dafür muss si-
chergestellt sein, dass die Gefahr von Informationsverlus-
ten und -defiziten aufgrund arbeitsteiliger Unternehmens-
struktur nicht besteht und nach risikobasierter Bewertung
anderweitige Vorkehrungen getroffen werden, um Ge-
schäftsbeziehungen und Transaktionen zu verhindern, die
mit Geldwäsche oder Terrorismusfinanzierung zusammen-
hängen.
Von Bedeutung für Glücksspielanbieter ist auch die neue
regulatorische Vorgabe der gruppenweiten Einhaltung von
Pflichten nach § 9 GwG. Danach haben Verpflichtete, die
Mutterunternehmen einer Gruppe sind, eine Risikoanalyse
für alle gruppenangehörigen Unternehmen, Zweigstellen
und Zweigniederlassungen durchzuführen, die geldwä-
scherechtlichen Pflichten unterliegen. Auf Grundlage die-
ser Risikoanalyse sind dann gruppenweite Maßnahmen
durchzuführen, u. a. gruppenweit einheitliche interne Si-
cherungsmaßnahmen und die Bestellung eines Geldwä-
schebeauftragten, der eine gruppenweite Strategie zur Ver-
hinderung von Geldwäsche erstellen und umsetzen soll.
Dazu gehört auch, dass gruppenangehörige Unternehmen
in anderen EU-Mitgliedsstaaten die dort geltenden natio-
nalen Geldwäschevorschriften einzuhalten haben, § 9
Abs. 2 GwG. Die Regelung entspricht im Wesentlichen der
bisher nur für bestimmte geldwäscherechtliche Verpflich-
tete geltenden Pflicht nach dem Kreditwesen- oder Versi-
cherungsaufsichtsgesetz, die allerdings nun durch die Ver-
ortung in § 9 GwG auf sämtliche Verpflichtete nach § 2
Abs.1 GwG erstreckt wird.37

Im Gesetzgebungsverfahren hatte sich der Bundesrat dafür
ausgesprochen, neben Zweigstellen und Zweigniederlas-
sungen auch rechtlich selbständige Betreiber von Wettver-
triebsstätten für Sportwetten und Pferdewetten geldwä-
scherechtlich unter den Begriff der gruppenangehörigen
Unternehmen des Veranstalters im Sinne von § 1 Absatz 16
i. V. m. § 9 GwG zu fassen und damit nicht als eigenständig
Verpflichtete anzusehen.38 Die Bundesregierung hat diese
Forderung jedoch abgelehnt und betont, dass die Gruppen-
regelung auch auf Glücksspielanbieter anwendbar ist.
Etwaige Gründe für eine Erweiterung auf selbständige Be-
treiber von Vertriebsstätten, die nicht Teil einer Gruppe
sind, hat sie hingegen abgelehnt.39 Im Ergebnis sind des-
halb selbständige Betreiber von z. B. Sportwettenshops, die
nicht Teil einer Gruppe sind, eigenständig geldwäsche-
rechtlich Verpflichtete und müssen deshalb in eigener Ver-
antwortung die geldwäscherechtlichen Pflichten (z. B. Er-
stellung einer eigenen Risikoanalyse) erfüllen.

2. Allgemeine Sorgfaltspflichten

Die allgemeinen Sorgfaltspflichten – wie die Identifizie-
rung des Vertragspartners, die Abklärung, ob dieser für
einen wirtschaftlich Berechtigten handelt, die Prüfung, ob
es sich um eine politisch exponierte Person handelt sowie
die kontinuierliche Überwachung der Geschäftsbeziehung –
sind für Glücksspielanbieter gegenüber anderen Verpflich-
teten nach § 10 Abs. 5 GwG modifiziert. Nach dieser Vor-
schrift haben Verpflichtete, wenn sie das Glücksspiel nicht
im Internet anbieten oder vermitteln, die allgemeinen Sorg-
faltspflichten erst bei Gewinnen oder Einsätzen eines Spie-
lers in Höhe von 2000 Euro oder mehr zu erfüllen. Der

Pflicht zur Identifizierung kann auch dadurch nachgekom-
men werden, dass der Spieler bereits beim Betreten der
Spielstätte identifiziert wird. Dafür muss allerdings zusätz-
lich sichergestellt werden, dass Transaktionen im Wert von
2000 Euro oder mehr einschließlich des Kaufs oder Rück-
tauschs von Spielmarken dem jeweiligen Spieler zugeord-
net werden können. Die Gesetzesbegründung führt aus,
dass es unerheblich ist, ob der Schwellenwert von
2000 Euro bei einer Transaktion erreicht wird oder durch
mehrere Vorgänge, zwischen denen eine Verbindung zu
bestehen scheint.40

3. Vorgaben für Glücksspiel im Internet

Besondere Vorschriften bestehen nach § 16 GwG für das
Glücksspiel im Internet. Diese entsprechen zwar im We-
sentlichen dem bisherigen § 9c GwG a. F. Allerdings sind
im Detail dennoch einige Neuerungen vorhanden:
Weiterhin sind Zahlungsvorgänge beim Internetglücksspiel
auf Lastschrift, Überweisung und „auf den Namen des Spie-
lers ausgegebene Zahlungskarten“ beschränkt, § 16 Abs. 4
GwG. Die zuvor nach § 16 Abs. 7 GlüStV a. F. unter ande-
rem für diese Vorgabe bestehende behördliche Befreiungs-
möglichkeit ist weggefallen; nur bereits bestehende Befrei-
ungen bleiben bis zum 30.6.2018 wirksam, § 59 Abs. 3
GwG. Dafür ist eine gesetzliche Befreiung hinzugekommen:
Nach § 16 Abs. 4 Satz 2 GwG muss der Anbieter nicht prü-
fen, ob die Zahlungskarte auf den Namen des Spielers aus-
gestellt ist, wenn es sich um eine einzelne Transaktion bis
zu 25 Euro und innerhalb eines Kalendermonats bei meh-
reren Transaktionen um nicht mehr als 100 Euro handelt.
Die Ausnahme soll vor allem Sportwettenanbietern zu Gute
kommen und eine praxisgerechte Möglichkeit zur Annah-
me von Kreditkartenzahlungen eröffnen.41 Von den Banken
wird den Verpflichteten nämlich regelmäßig (noch) nicht
der Name des Kreditkarteninhabers übermittelt, sodass eine
verlässliche Zuordnung der Kreditkarte zum Spieler kaum
möglich ist.42

Bei Auszahlungen des Anbieters an den Spieler ist der Ver-
wendungszweck nunmehr dahingehend zu spezifizieren,
dass für einen Außenstehenden erkennbar ist, aus welchem
Grund der Zahlungsvorgang erfolgt ist, § 16 Abs. 7 GwG.
Den Aufsichtsbehörden wird zugleich die Befugnis einge-
räumt, verpflichtend zu verwendende Standardformulie-
rungen festzulegen.
Eine weitere Neuregelung enthält § 16 Abs. 8 Satz 4 GwG.
Nach dieser Vorschrift können sowohl die vorläufige als
auch die vollständige Spieleridentifizierung, statt nach
den geldwäscherechtlichen Vorgaben (§§ 11 bis 13 GwG),
anhand der glücksspielrechtlichen Anforderungen an die
Identifizierung und Authentifizierung erfolgen. Glücks-
spielanbieter haben damit ein Wahlrecht, die geldwäsche-
rechtlichen Identifizierungsvorgaben auszuschließen und
stattdessen nur die glücksspielrechtlichen Vorgaben einzu-
halten. Ein Nebeneinander von verschiedenen gesetzlichen
Identifizierungsvorgaben kann so vermieden werden, was
im Interesse der Rechtseinheit zu begrüßen ist. Mit den
glücksspielrechtlichen Vorgaben gemeint sind die Vorga-
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41 BT-Drs. 18/12405, S.187.
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ben des Glücksspielstaatsvertrags in Verbindung mit dem
sogenannten Eckpunktepapier zu den Internetanforderun-
gen nach § 4 Absatz 5 des Glücksspielstaatsvertrags.43 Er-
fasst ist damit auch das inzwischen von den Aufsichtsbe-
hörden anerkannte Verfahren der „1-Cent-Überweisung“.44

4. Meldepflichten

Auch für Glücksspielanbieter gelten die neuen Vorgaben
zum Transparenzregister, §§ 18 ff. GwG. Über das Transpa-
renzregister45 werden bestimmte Angaben zu den wirt-
schaftlich Berechtigten u. a. von juristischen Personen des
Privatrechts und eingetragenen Personengesellschaften zu-
gänglich gemacht, um deren Missbrauch zum Zweck der
Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung zu verhindern.46

Die Mitteilungen an das Transparenzregister haben erst-
mals zum 1. Oktober 2017 zu erfolgen, § 59 Abs.1 GwG.
Da sich das Transparenzregister jedoch aus anderen Regis-
tern speist, wird in vielen Fällen keine zusätzliche Melde-
pflicht bestehen, etwa wenn die erforderlichen Angaben
schon aus dem Handelsregister ersichtlich sind, vgl. § 20
Abs. 2 GwG.
Weitere Meldepflichten ergeben sich aus § 43 GwG. Der im
Rahmen ihres Risikomanagements entstehende Verdacht
auf Geldwäscheaktivitäten muss von Verpflichteten an die
neue Zentralstelle für Finanztransaktionsuntersuchungen
(Financial Intelligence Unit – FIU) gemeldet werden, die,
anders als die alte Zentralstelle für Verdachtsmeldungen
beim Bundeskriminalamt, nunmehr unter dem Dach der
Generalzolldirektion eingerichtet ist. Die Meldung hat nach
§ 45 GwG elektronisch zu erfolgen. Dazu soll ab 2018 die
Software „goAML“ eingesetzt werden; in der Zwischenzeit
ist die Meldung nur per Fax möglich.47 Zu beachten ist
dabei auch das Verbot der Informationsweitergabe an den
der Geldwäsche Verdächtigten, § 47 GwG.

5. Zuständige Aufsichtsbehörden und behördliche Be-
fugnisse

Für die verpflichteten Veranstalter und Vermittler von
Glücksspielen ist nach § 50 Nr. 8 GwG die für die Erteilung
der glücksspielrechtlichen Erlaubnis zuständige Behörde
die zuständige Aufsichtsbehörde, soweit das Landesrecht
nichts anderes bestimmt. Damit ist die Geldwäscheauf-
sichtszuständigkeit weiterhin an die Glücksspielaufsicht
geknüpft und führt zu einer Aufsplitterung im Bundesge-
biet und über verschiedene Glücksspielarten. Es bleibt zu
hoffen, dass sich – anders als im Glücksspielrecht – wenigs-
tens eine gewisse Einheitlichkeit der Geldwäscheaufsicht
dadurch ergibt, dass die gesetzliche Grundlage bundesein-
heitlich ist und es wieder, wie von § 51 Abs. 8 GwG vor-
gesehen, gemeinsame Auslegungshinweise der obersten
Glücksspielaufsichtsbehörden der Länder und des Bundes-
ministeriums der Finanzen48 geben wird. Nicht explizit ge-
regelt ist der Fall der Zuständigkeit für Anbieter von aktuell
nicht erlaubnisfähigem Glücksspiel (z. B. Onlinecasinos).
Nach Kenntnis der Autoren befinden sich die Glücksspiel-
aufsichtsbehörden auch diesbezüglich noch in einem inter-
nen Abstimmungsprozess.
Die Aufsichtsbehörden können nach § 51 Abs. 2 GwG An-
ordnungen treffen, um die Anforderungen aus dem Geld-
wäschegesetz umzusetzen. Dazu dürfen sie auch Prüfungen
bei den Glücksspielanbietern durchführen und zur Deckung
des Verwaltungsaufwands Kosten erheben, § 51 Abs. 3 und
4 GwG. Der Bundesrat hatte darüber hinaus sogar gefordert,

bei der Gebührenbemessung neben dem Verwaltungsauf-
wand auch den wirtschaftlichen Wert oder den sonstigen
Nutzen der Amtshandlung berücksichtigen zu können49;
diesen Vorschlag hat die Bundesregierung jedoch abge-
lehnt, da diese Gebühren keinen Sanktionscharakter haben
und die Aufsichtsbehörden im Sinne einer möglichst ein-
heitlichen Aufsichtstätigkeit auch einheitliche Gebühren
festsetzen sollen50.
Gegenüber den von ihnen zugelassenen Anbietern dürfen
die Aufsichtsbehörden auch die Ausübung des Geschäfts
oder Berufs untersagen oder die Zulassung widerrufen,
wenn der Anbieter gegen die Geldwäschevorgaben ver-
stößt, trotz Verwarnung das Verhalten fortsetzt und der
Verstoß nachhaltig ist, § 51 Abs. 5 GwG. Dazu gehört auch
die Möglichkeit der Untersagung der Ausübung einer Lei-
tungsposition gegenüber Geschäftsführern, § 51 Abs. 5
Satz 2 GwG. Gegenüber nicht von ihnen zugelassenen An-
bietern können die Aufsichtsbehörden dagegen von der
Zulassungsbehörde die Durchführung dieser Maßnahmen
verlangen, § 51 Abs. 5 Satz 3 GwG. Außerdem besteht die
Befugnis, bei Kredit- und Zahlungsinstituten Auskünfte
über Zahlungsvorgänge einzuholen, § 51 Abs. 7 GwG. Mit
diesen behördlichen Befugnissen korreliert eine entspre-
chende Mitwirkungspflicht der Anbieter, § 52 GwG, sowie
die Befugnis der Zusammenarbeit mit anderen Behörden,
§ 55 GwG.

IV. Ordnungswidrigkeiten

Wer als Verpflichteter die geldwäscherechtlichen Vorgaben
nicht beachtet, muss künftig auch mit verschärften Buß-
geldsanktionen durch die Aufsichtsbehörden rechnen, die
gemäß § 57 Abs. 5 GwG auch die Funktion der Ordnungs-
widrigkeitenbehörde wahrnehmen. Denn es wurde sowohl
die Zahl der Bußgeldtatbestände als auch der Bußgeldrah-
men deutlich erhöht.
So wurde der Umfang der Ordnungswidrigkeitentatbestän-
de im neuen § 56 GwG gegenüber dem bisherigen § 17
GwG a. F. von 17 auf 64 Tatbestände fast vervierfacht. Bei
schwerwiegenden, wiederholten oder systematischen Ver-
stößen wurde außerdem der maximale Bußgeldrahmen auf
eine Million Euro verzehnfacht – alternativ das Zweifache
des aus dem Verstoß gezogenen wirtschaftlichen Vorteils,
§ 56 Abs. 2 GwG. Die maßgeblichen Begriffe werden nicht
im Gesetz, sondern in der Gesetzesbegründung definiert,
was im Hinblick auf das verfassungsrechtliche Bestimmt-
heitsgebot (Art. 103 Abs. 2 GG) Fragen aufwerfen kann.51

Nach der Gesetzesbegründung soll ein Verstoß schwerwie-

480 ZfWG 6/17 Stulz-Herrnstadt/Engelmann, Das neue Geldwäschegesetz – Auswirkungen für die Glücksspielbranche

43 BT-Drs. 18/11555, 124.
44 Vgl. dazu S.1 des Eckpunktepapiers, abrufbar unter https://innen.hess
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45 Dazu Assmann/Hütten, AG 2017, 449, und Müller, NZWiSt 2017, 87
und 121.

46 BT-Drs. 18/11555, S.125.
47 Weitere Informationen sind abrufbar unter http://www.zoll.de/DE/De

r-Zoll/FIU/fiu_node.html.
48 Die Fassung vom 11. Juni 2014 zum GwG a. F. ist abrufbar unter http://

www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Standardartikel/The
men/Internationales_Finanzmarkt2014-07-30-online-gluecksspiel-an
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49 BT-Drs. 18/11928, S. 21.
50 BT-Drs. 18/11928, S. 42.
51 Da der Gesetzeswortlaut die äußerste Grenze zulässiger Auslegung

darstellt und insofern eine Gesetzesbegründung, die nicht selbst zum
Gesetzeswortlaut geworden ist, nicht darüber hinaus gehen kann, vgl.
Göhler, OWiG, 17. Aufl. 2017, § 3 Rn. 6.



gend sein, wenn er im Rahmen einer Gesamtabwägung als
gravierend zu bewerten ist, wiederholt, wenn er mehr als
einmal begangen wird und systematisch, wenn er einem
Muster folgt.52

Neben zahlreichen Tatbeständen, die Verstöße gegen die
allgemeinen Vorgaben für alle Verpflichteten sanktionie-
ren, wurden auch einige neue Tatbestände eingeführt, die
sich gezielt an Glücksspielanbieter richten und neue Sank-
tionsmöglichkeiten eröffnen. Dazu gehören:
– das Betreiben von Datenverarbeitungssystemen entge-

gen § 6 Abs. 4 GwG oder deren Nichtaktualisierung;
§ 56 Abs.1 Nr. 5 GwG;

– das Zulassen eines Spielers ohne Einrichtung eines Spie-
lerkontos entgegen § 16 Abs. 2 GwG; § 56 Abs.1 Nr. 44
GwG;

– der Verstoß gegen das Einlagenverbot in § 16 Abs. 3
GwG; § 56 Abs.1 Nr. 45 GwG;

– das Zulassen anderer Zahlungsmethoden als der in § 16
Abs. 4 GwG genannten; § 56 Abs.1 Nr. 46 GwG;

– der Verstoß gegen die Informationspflicht aus § 16
Abs. 5 GwG (Benennung der Geschäftskonten gegenüber
der Aufsichtsbehörde); § 56 Abs.1 Nr. 47 GwG;

– die Vornahme einer Auszahlung entgegen § 16 Abs. 7
Satz 1 Nr. 2 GwG auf ein Konto, das nicht auf den Na-
men des Spielers eingerichtet ist: § 56 Abs. 1 Nr. 48
GwG;

– das nicht hinreichende Spezifizieren des Verwendungs-
zwecks bei der Auszahlung entgegen § 16 Abs. 7 Satz 2
GwG; § 56 Abs.1 Nr. 49 GwG;

– das unterlassene oder nicht rechtzeitige Durchführen der
vollständigen Identifizierung des Spielers entgegen § 16
Abs. 8 Satz 3 GwG; § 56 Abs.1 Nr. 50 GwG.

Neu ist zudem auch das aus anderen Rechtsbereichen53 be-
kannte „Naming and Shaming“: Nach § 57 GwG werden
bestandskräftige Maßnahmen und unanfechtbare Bußgeld-
entscheidungen auf den Internetseiten der Aufsichtsbehör-
den bekannt gemacht und für fünf Jahre vorgehalten.

V. Fazit

Das neue Geldwäschegesetz betrifft viele Branchen, allen
voran aber die Glücksspielbranche. Für einige Anbieter ge-

hen mit der Neuregelung regulatorische Erleichterungen
einher, insbesondere weil sie, wie z. B. gewerbliche Online-
Spielvermittler von staatlichen Lotterien jetzt vom Ver-
pflichtetenkreis ausgenommen sind. Für eine Vielzahl von
Anbietern hält die Neuregelung allerdings überwiegend
praxisrelevante Verschärfungen bereit. Dies betrifft insbe-
sondere die Anbieter, die aufgrund der Ausweitung des
Verpflichtetenkreises erstmals von den regulatorischen
Vorgaben betroffen sind, wie z. B. Sportwettenshops. Aber
auch die schon zuvor und immer noch verpflichteten An-
bieter sind gut beraten, sich mit dem neuen Gesetz gründ-
lich auseinanderzusetzen und bestehende Schutzsysteme
zu überprüfen und ggf. anzupassen. Ein Verstoß gegen die
neuen regulatorischen Vorgaben kann angesichts der
quantitativ und qualitativ verschärften Ordnungswidrig-
keiten zudem künftig richtig teuer werden. Die regulatori-
schen Auswirkungen des neuen Gesetzes sind daher nicht
zu unterschätzen.

Summary

The new German Anti-Money Laundering (AML) Act brings
important changes for gambling companies. The scope of
the new law is extended from online to offline gambling and
from licensed to unlicensed gambling. The new and complex
regulation will affect many gambling companies for the first
time which never had to deal with AML in the past. Other
gambling companies are well advised to review already ex-
isting AML measures where necessary. Revised AML meas-
ures in detail need to be complied with. This is especially
important as an extended catalogue of administrative offen-
ses threatens non-compliant gambling companies with
higher administrative fines of up to 1 million Euro. The risk
of liability for non-compliance with AML requirements is
higher than ever before. The impact of the new AML Act
should therefore not be underestimated.

52 BT-Drs. 18/11555, S.164.
53 Z. B. § 40c WpHG.




